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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Entzug staatlicher Parteienfinanzierung als mögli-
che Sanktion unterhalb der Schwelle des Partei-
verbots 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, dass die vom Bundes-
verfassungsgericht angedeuteten Handlungsspiel-
räume des verfassungsgebenden Gesetzgebers in 
Bezug auf eine gesonderte Sanktionierungsmöglich-
keit im Fall der Erfüllung einzelner Tatbestandsmerk-
male des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) 
unterhalb der Schwelle des Parteiverbots, insbeson-
dere durch Entzug der staatlichen Parteienfinanzie-
rung, sorgfältig geprüft und möglichst umgesetzt wer-
den. 

 

Begründung: 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 
vom 17. Januar 2017 (2 BvB 1/13) festgestellt, dass 
die NPD zwar die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung bekämpfe. Sie könne aber wegen ihrer Be-
deutungslosigkeit nicht verboten werden. In seinem 
Urteil führt das Gericht aus, dass Art. 21. Abs. 2 
Satz 1 GG derzeit „bei Vorliegen der tatbestandlichen 
Voraussetzungen der Norm ausschließlich die Fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit als Rechtsfolge 
vor[sehe]. Unterhalb der Ebene des Parteiverbots 
liegende Sanktionen – etwa die Kürzung oder Strei-
chung staatlicher Finanzmittel – sind nach der gelten-
den Verfassungslage ausgeschlossen.“ (Rn. 625). 
Solange der verfassungsändernde Gesetzgeber keine 
abweichenden Regelungen treffe, sei für die Anwen-
dung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rah-
men des Art. 21 Abs. 2 GG kein Raum, so das Ge-
richt. 

Nach diesem Hinweis könnte eine verfassungskon-
forme Regelung also grundsätzlich möglich sein. Der 
Präsident des Bundesverfassungsgerichts deutete in 
seiner Einführung im Rahmen des Urteils derartige 
Handlungsspielräume an. 

Die Antragsteller sind der Ansicht, dass der Staat 
nicht verpflichtet sein sollte, eine Partei, die seine 
Grundordnung beseitigen will, solange mit Steuermit-
teln zu fördern, bis sie bedeutend genug ist, um ihre 
gesteckten Ziele durchzusetzen. Nach dem geschei-
terten NPD-Verbotsverfahren müssen die verfas-
sungsfeindlichen Bestrebungen der Partei mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Maßnahmen unterhalb 
des Parteiverbots bekämpft werden. Der Entzug der 
Parteienfinanzierung stellt u.E. ein geeignetes Mittel 
dar.  



tung der gesamten Gesellschaft und damit jedes ein-
zelnen Bürgers und jeder einzelnen Bürgerin. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. 
Bleiben Sie bitte noch am Rednerpult. Wir haben eine 
Zwischenbemerkung der Kollegin Wild.

Margit Wild (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär 
Georg Eisenreich! Natürlich will auch die SPD diesen 
Bericht, wenngleich man aufgrund Ihres Redebeitrags 
inzwischen genau weiß, was passiert. Nichtsdestowe-
niger haben wir jetzt die Gelegenheit, die ganze Pro-
blematik auf den Prüfstand zu stellen. Ich habe mich 
über die Aussage der Kollegin Eiling-Hüting gefreut, 
und auch Sie haben das gesagt: Da, wo Lücken sind, 
werden Sie gegebenenfalls nachbessern.

Ich meine, es gibt durchaus Lücken; wenn man sich 
mit den Lehrkräften unterhält, erfährt man dies. Ich 
hätte gerne eine Aussage von Ihnen, Herr Staatssek-
retär, wie man es mit einer Stunde Sozialkundeunter-
richt in der 10. Klasse der Realschule ermöglichen 
kann, die Zusammenhänge verständlich zu machen. 
Wie kann man den Schülern beibringen, kritisch Fra-
gen zu stellen, und wie kann es ihnen ermöglicht wer-
den, sich mit aktuellem Zeitgeschehen auseinander-
zusetzen? Das kann man in einer Stunde wohl kaum 
schaffen. Das gilt gleichermaßen für die Gymnasien. 
Auch da muss man hinschauen.

Ich bin mir durchaus der Tatsache bewusst, dass poli-
tische Bildung nicht allein auf den Sozialkundeunter-
richt zu beschränken ist. Gleichwohl sollte man genau 
ansehen, ob das, was wir jetzt so schön formulieren, 
möglich ist.

Und noch etwas will ich gerne ansprechen. Wie sieht 
es mit der Sicht der Schüler aus? Ich nehme an, Herr 
Staatssekretär, dass auch Sie sich mit vielen Schüler-
innen und Schülern unterhalten. Teilweise ist es er-
schreckend zu erfahren, was diese an politischem 
Wissen und Hintergrund haben. Auch darauf sollten 
wir den Fokus richten: Wie beurteilen junge Men-
schen selbst ihren Wissensstand, und wie weit kön-
nen sie damit in Diskussionen bestehen?

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich glaube, auswendiglernen ist das eine, aber sich 
vertieft mit Themen auseinanderzusetzen und kritisch 
Fragen zu stellen ist das andere. Darauf würde ich 
mein Augenmerk richten. Ich fasse meine Frage noch 
einmal zusammen: Kann man in einer Stunde die Zu-
sammenhänge wirklich erklären?

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Ich glaube, wir können dieses wichtige Thema 
nicht nur auf eine Stundendiskussion reduzieren. Es 
handelt sich vielmehr um eine fächerübergreifende 
und schulartübergreifende Aufgabe. Die Sozialkunde 
ist dabei ein wichtiges Leitfach, allerdings auch ande-
re Fächer wie Geschichte, Religion oder Ethik.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ob es am Ende Sinn hat oder notwendig ist, Sozial-
kunde zu stärken, wird man sehen. Insgesamt möchte 
ich allerdings sagen: Nichts ist so gut, als dass man 
es nicht noch verbessern könnte. Diese Offenheit 
haben wir. Den Anspruch, das Bestmögliche zu bie-
ten, haben wir auch. Insofern freuen wir uns auf die 
Diskussion, die dann eine gute Grundlage hat, wenn 
wir den entsprechenden Bericht vorlegen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Weil 
die Wartezeit noch nicht erfüllt ist, werde ich zunächst 
in einfacher Form über die Anträge abstimmen las-
sen, für die keine namentliche Abstimmung beantragt 
ist. Ich hoffe, dass dann die namentliche Abstimmung 
gleich angeschlossen werden kann.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt. 

Ich rufe zunächst den Dringlichkeitsantrag der SPD-
Fraktion auf Drucksache 17/15170 auf. Wir haben hier 
einfache Abstimmung. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der 
FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Die Fraktion der 
CSU. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Nun rufe ich zur Abstimmung den Dringlichkeitsantrag 
der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Drucksa-
che 17/15188 auf. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – SPD-Fraktion, Fraktion der FREIEN WÄHLER 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist auch dieser 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/15171, 17/15172 und 17/15175 sowie 
17/15189 mit 17/15191 werden an die zuständigen fe-
derführenden Ausschüsse verwiesen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/15171 

Entzug staatlicher Parteienfinanzierung als mögliche Sanktion 
unterhalb der Schwelle des Parteiverbots 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Florian Streibl 
Mitberichterstatter: Jürgen W. Heike 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 67. Sitzung am 16. Februar 2017 beraten und für e r -
l e d i g t  erklärt. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens beziehungsweise des jeweili­

gen Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein­

verstanden ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – 

Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit über­

nimmt der Landtag diese Voten.
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